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Deutſchland. 
Berlin, 22. Oktober. Die kronprinzlichen Herrſchaften 
haben von Darmſtadt aus die Reife nach England fortgeſeßt. 

— Die Angaben franzöſiſcher Blätter über eine Unterredung 
zwiſchemm dem Grafen Bismard und dem itallenſſchen Geſandten 
über die italleniſche Angelegenheit werden um fo mehr bezweifelt 
und als unbegründet angeſehen, als Graf Launay ſich ſeit zwei 
Monaten in der Schweiz befindet und erſt in dieſen Tagen zurück⸗ 
erwartet wird. 

— In einer am Montag Vormittag ſtattgebabten Minifte- 
lalſitzung fand die Angelegenheit wegen Berufung der Herrenhaus- 
mitglieder auf der Tagesordnung zur Berathung und dürfte bie 
Erledigung derſelben in nächſter Zeit bevorſtehen. Es ſoll ſich um 
die Berufung von 30 bis 40 Mitgliedern handeln; auch find dle⸗ 
jenigen Körperſchaften und Städte zu bezeichnen, welche das Prä- 
ſentatlonerecht ausüben ſollen, und iſt das Ganze hinreſchend zu 
beſchleunigen, damit die Neuberufenen noch an der bevorſtehenden 
Seſſion des Landtages Theil nehmen können. 

— Herr Hofrath a. D. M. Albers hat jo eben folgendes 
Clrkular verſandt: „Der Unterzeichnete beehrt ſich hlerdurch, die er- 
gebenſte Anzeige zu machen, daß er nach erhaltener obrigkeltlicher 
Genehmigung am 1. November d. J. hlerſelbſt ein telegraphiſches 
Korreſpondenz⸗Bürkau eröffnen wird. Dasſelbe wird den Namen 
„Telegraphiſches Bürtau für Norddeutſchland“ führen, und wird der 
Unterzeichnete darauf Bedacht nehmen, alle ihm vom Ju- und Aus- 
lande telegraphiſch zugehenden politiſchen und kommerziellen Nach- 
richten ſofort zur Kenntniß ſeiner Abonnenten zu bringen. Seine 
Verbindungen mit allen Hauptplätzen Europas, ſowle aller übers 
ſeeiſchen Länder bieten ihm in dieſer Beziehung ein weites Feld, 
und hofft er daher mit Zuverſicht, im Stande zu fein, allen An⸗ 
forderungen der geehrten Abonnenten entſprechen zu können. Vom 


folgen.“ 

— Dem Vernehmen nach ſoll das Schillerdenkmal in ſeiner 
Aus führung ſowelt vorgeſchritten fein, daß deſſen endliche Aufitel- 
lung auf dem Gensd'armenmarkt nunmehr in Ausſicht ſteht. 

— Zur Linderung ver Noth, von welcher die Regierungs- 
bezlike Königsberg und Gumbinnen in Folge des ungünſtigen Aus- 
falls der Ernte bedroht find, hat, der „Pr. L.-Ztg.“ zufolge, der 
Handelsminſſter verfügt, daß den daſelbſt wohnenden Empfängern 
von Getreide und Hülſenftüchten eine Vergütung von 33 ½ pet. 
der Oſtbahnfracht vorläufig bis 1. Januar 1868 zu gewähren ſei, 
i — = durch Atteſte der betr. Landräthe oder Magifträte der 
I 2iſenbe n lt. A Y 2 ühr en, daß das empfanger 

Gut 10 nee 3 en beiden Regierungs⸗B 
nirke beſttmmt geweſen iſt. — Auf Verwendung des Oberpräſtden⸗ 
ten Eichmann in Berlin und nach Bereifung der Provinz durch 
den Reglerungspräſtdenten von Ernſthauſen, ſollen, wie die „K. 
H. 3.“ bört, den bedrängten Gutebeſitzern Unterſtützungen durch 
Darlehen aus Staatsfonds bis zu 2 Drittel des landwirthſchaft⸗ 
lichen Taxwerthes ihrer Beſitzungen zu Theil werden. 

— Die Erfahrungen des vorjährigen Krieges haben die Noth- 
wendigkeit berausgeſtellt, einem der wichtigſten Zweige der Heeres 
pflege in der neueren Kriegsführung, dem Transportweſen der 
Truppen, ſchon in Friedenszeiten durch Zuſammenſtellung von Mi⸗ 
litär-Feldeſſenbahn-Abtheilungen elne geregelte Organiſation zu 
ſchaffen. Zu dem Zwecke ſoll zukünftig aus jedem Korpobereich 
eine größere Anzahl von Offizieren und umſichtigen Unteroffizteren 
beſtimmt werden, welche alljährlich auf eine gewiſſe Zeitdauer zu⸗ 
ſammenberufen, durch Uebungen auf Königlichen Bahnlinien ihrer 
praktiſchen Ausbildung für ihren künftigen Kriegsberuf, entgegen- 
gehen. 

— Die Zahl der zum einjährigen freiwilligen Dlenſt bei den 
Berliner Gardetruppentheilen am 1. Oktober c. eingeſtellten jun- 
gen Leute, errrichte diesmal die beträchtliche Höhe von 412. 

— Im auswärtigen Amte wurde Dienſtag Abend eine Mi- 
nifter- Konferenz abgehalten. 

— Am Montag Abend berieth die Kommiſſton zur Berathung 
des Geſetzentwurfts betreffend die Verwaltung des Schuldenweſens 
des norddeutſchen Bundes mehrere Stunden in Gegenwart der 
Bundesfommiffarien Günther und Llebe. Nach ſehr lebbafter De- 
batte wurde der im §. 7 normirte beſondere Eid, welchen der Di- 
rektor und die Mitglieder der Bundesſchuldenverwaltung vor An- 
tritt ihres Amtes zu leiſten haben, in folgender Weiſe amendirt 
(die geſperrt gedruckten Worte enthalten vie von dem Abg. Ha⸗ 
gen geſtellten Amendements, welche mit 10 gegen 4 Stimmen an⸗ 
genommen wurden): „daß fie keine Bundesſchuldverſchreibung über 
den in den Bundesgeſetzen beſtimmten Betrag binaus aufſtellen, 
oder durch andere aufftellen laſſen, „desgleichen elne Kon- 
verttrung von Schuldverſchreibungen nur auf Grund 
eines dleſelben anord nenden oder zulaſſenden Geſetzes 
vornehmen“, auch mit allem Flelße und allem Nachdruck darauf 
halten und dafür ſorgen wollen, daß dle ihrer Verwaltung anver- 
traute Bundesſchuld prompt und regelmäßig verzinſet, das Kapital 
aber in der durch die Bundesgeſetze vorgeſchriebenen Art getilgt 
werde und daß fie ſich von Erfüllung dieſer Pflichten und der übri⸗ 
gen, ihnen mit eigener Verantwortung übertragenen Obliegenhelten 
durch keine Anweiſungen oder Verordnungen irgend einer Art ent- 
halten laſſen wollen.“ — „Die Protokolle über die Ver⸗ 
eldigung der einzelnen Mitglieder find dem Reichstage 
vorzulegen.“ 

— Am nächſten Sonnabend, in der vorausſichtlich letzten 
Sitzung des Reichstages, werden die neuen Zollvereinsverträge zur 

erathung ſommen. Nach der „B. A. C.“ bereiten die Abgeord⸗ 
neten Dr. C. Braun und Dr. O. Mchaelis einen Antrag folgen- 
den Inhalts vor: „Die Zollvereins⸗Verträge zu genehmigen, mit 
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der Maßgabe, daß die Ratlſilation nur gegenüber denjenigen ſüd⸗ 
deutſchen Staaten geſchieht, welche die rechtliche Verbindlichkelt der 
Schutz- und Trupbündniffe vom Auguft und September 1866 nicht 
in Frage ſtellen.“ . 

— Die vom Reichstage für das Geſetz, betreffend die Or⸗ 
ganiſatlon der Bundeskonſulate, niedergefepte Kommiſſion, unter 
deren 14 Mitgliedern die Abgg. Schleiden, Kanngleßer und die 
hanſeſtädtiſchen Vertreter v. Melle (Hamburg) und Meier (Bremen) 
ſich befinden, hat in den letzten Tagen theils vor, thells nach den 
Plenarſitzungen vier lange währende Berathungen abgehalten. Den 
Vorſitz führte der Abg. Schleiden, als Referent fungirte der Abg. 
Kanngleßer, der bereits im preußiſchen Abgeordnetenhauſe über 
Konſularweſen wiederholentlich referirt hatte, die Regierung war 
vertreten durch den Geh. Ober⸗Juſtizrath Pape und Geb. Lega- 
tlonsrath König. Man hoffte, ſchon am Freitag die Arbeiten zu 
beenden, man mußte jedoch gegen Mitternacht abbrechen, da der 
Referent ſich außer Stande fühlte, weiter zu referlren; es iſt daher 
am folgenden Tage die Berathung zu Ende geführt worden. Die 
ſehr lebhaften Debatten bezogen ſich hauptſächlich auf dle 88. 3, 7, 
20 und 24. In F. 3 bat die Kommlſſion die Möglichkeit der 
Berichterſtattung der Konſuln an die Regierungen der einzelnen 
Staaten etwas erweitert. Zu 6. 5, welcher die Qualifikation der 
beſoldeten Konſuln vom 1. Januar 1873 ab von der erſten juri⸗ 
ſtiſchen Prüfung und außerdem von drei Jahren Beſchäftigung in 
der Advokatur oder im inneren Dienſte und von mindeſtens zwei 
jährigem Konſulardlenſte abhängig machen will, waren verſchiedene 
Amendements eingebracht. Man wollte von einer Seite dieſe 
Qualiſikationsbeſtimmungen noch ganz ausgeſetzt wiſſen, von einer 
anderen Seite Ausnahmen eintreten laſſen. Nach eingehenden 
Elörterungen einigte man ſich dahin, daß unter Umſtänden durch 
eine Konſular-Prüfung das juriſtiſche Examen und die fünfjährige 
Dienftzeit ſollte erſetzt werden können. In den 88. 22—24, Ge⸗ 
richts barkeit der Konſuln, erregte die ung Bedenken, daß 
dieſe Gerichtsbarkelt bis zum Erlaſſe eines Bundesgeſetzes über die 
Konſular-Gerichts barkeit für die Angehörigen aller Bundesſtaaten 
nach preußtſchen Geſetzen ausgeübt werden ſoll mit Feſtſetzung der 
Gerichte zu Stettin und Berlin als zweiter und dritter Inſtanz. 
Der betreffende Paragraph blieb indeſſen unverändert und man 
beſchloß eine Reſolutlon, wodurch der Bundeskanzler erſucht wird, 
mit thunlichſter Beſchleunigung dem Reichstage ein Geſetz über die 
Konſular-Gerichtsbarkeit vorz Die übrigen Beſtimmungen 
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Berlin, 22. Oktober. (Norddeutſcher Reichstag.) 26. Sitzung. 
(Schluß.) Die nunmehr feſtgeſtellte Rednerliſte ergiebt nur einen Redner, 
den an Dr. Waldeck, gegen die Genehmigung der Konventionen und 
t daher derſelbe das Wort. Er erblicke in der nachträglichen Vor⸗ 
lage der Verträge keinen Triumph für das Haus. Vor der Konſtituirung 
des Bundes hätte man gegen den Abſchluß ſolcher Konventionen nichts ein- 
wenden können, während es jetzt nicht mehr Sache des Reichstages ſein 
koͤnne, ſolche Verträge zu genehmigen, denn die Art, wie die Genehmigung 
der Verträge gefordert werde, ſei nichts weiter, als eine abſolute Abdankung 
des Reichstages. Die Verträge gingen über den Zeitpunkt hinweg, bis zu 
welchem der Militär⸗Verwaltung ein Pauſchquantum bewilligt fei, auch 
dürften ſolche Begünſtigungen Einzelner in einem Bundesſtaate niemals 
perpetuirlich werden; man könne ſie wohl anerkennen, aber nicht genehmigen. 
Er wünſche, daß Alle von demſelben Geiſte beſeelt würden, dieſe Ver⸗ 
faſſung, ſoviel davon zu erreichen ſei, wenigſtens nicht noch Tag für Tag 
ſchlechter zu machen, als ſie ſchon urſprünglich ſei. — Der Präſident 
ſieht ſich hierdurch veranlaßt, dem Abg. Waldeck zu bemerken, daß ſeine 
letzte Aeußerung über eine beſtehende Fuſtitntion der Geſetzgebung das 
Recht überſchreite. — Es entſpinnt ſich hieraus eine Reihe Bemerkungen 
der Abgg. Waldeck, Duncker, Löwe und des Präſidenten über die Berech⸗ 
tigung des Präſidenten zu dieſer Aeußerung, wobei der Präſident an ſeiner 
Anſicht feſthält, jedoch gern zugiebt, daß Abg. Waldeck die Würde des 
Hauſes nicht habe verletzen wollen. Der Antrag auf Schluß der General- 
debatte wird abgelehnt. 


Abg. Dr. Lette: Es ſei unbedingt nothwendig, ſich über diejenigen 
Modalitäten zu einigen, welche im Intereſſe der Kleinſtaaten während des 
Uebergangsſtadiums geboten ſeien. Die nach der Kopfzahl den Kleinſtaaten 
auferlegten Matrikularbeiträge würden für dieſe unerſchwiuglich ſein; ſollte 
den Kleinſtaaten die Annexion erſpart bleiben, jo müſſe das Prinzip der 
direkten Beſteuerung zur Geltung gelangen. — Der jetzt wieder geſtellte 
Antrag auf Schluß der Deneraldebatte wird angenommen. — Der Abg. 
Dr. Waldeck erklärt in einer perſönlichen Bemerkung, er habe die dem 
Haufe ſchuldige Achtung durchaus nicht verletzen wollen; er habe nur ger 
ſagt, man möge nicht die Verfaſſung ſchlechter machen, als ſie ſchon ſei. — 
In der nun * Spezialdebatee über den mit dem Großherzogthum 
Sachſen abgeſchloſſenen Vertrag erhält das Wort der Abg. Fries (Wei⸗ 
mar). Nur durch den definitiven Abſchluß der Verträge ſei es den kleinen 
Staaten möglich geworden, ſofort in den Bund einzutreten, dieſelben hätten 
unmöglich ihre Steuer⸗Verhältniſſe ſogleich reguliren können, in einigen 
Jahren würde ihnen dies aber gelungen ſein. Die Beitragspflicht würde 
durch die Verträge nicht alterirt, darum bitte er, dieſelben anzunehmen. — 
Abg. Tweften: Eine Volksvertretung könne auch über ein Jahr hinaus 
Ausgaben und Einnahmen regeln, und man müſſe den Kleinſtaaten die 
Beſorgniß nehmen, daß 1869 ſchon der Nachlaß aufgehoben werden könne; 
värun, beantrage er die Genehmigung deſſelben. 

3 Abg. Schul ze (Berlin): Die Regierung habe ſelbſt die Bewilligung 
des Nachlaſſes nur für ein Jahr verlangt und er ſehe nicht ein, warum 
man in 77 5 Beziehung über die Abſicht der Regierung hinausgehen wolle; 
er ſtimme daher für Ablehnung der Verträge. — Hierauf erklärte der Prä⸗ 
een die Diskuſſton für geſchloſſen und es wird bei der jetzt folgenden 
Abſtimmung die erſte Konvention mit großer Majorität angenommen; ebenſo 
die Konvention mit Lübeck und die mit Sachſen⸗Coburg⸗Gotha abgeſchloſſene. 
— Zu der 4. Konvention — der mit Oldenburg geſchloſſenen — erhält 
das Wort der Abg. Becker (Oldenburg): Der ſchlecgteſte Weg zur deut» 
ſchen Einheit ſei der, welcher durch den Ruin der kleinen Staaten führe; 
wer aber den Untergang der kleinen Staaten nicht wolle, der müſſe die 
Verträge nicht für ein Jahr, ſondern für immer genehmigen. — Abg. Dr. 
Aegidi: Nicht nur die größeren Laſten, ſondern ſchou das Minimum 
derſelben, ſeien für die kleineren Staaten, durch die Stiftuung des nord⸗ 
deuiſchen Bundes, ſchwerer zu tragen; er könne daher die Berückſichtigung, 
welche der jo kleine Staat Waldeck gefunden habe, nur billigen. — Hierauf 
wird auch der vierte Vertrag mit großer Majorität augenommen. — Bei 
der Diskuſſion über den Vertrag mit Waldeck nimmt das Wort der Abg. 
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Mittwoch den 23 Oktober. ö 


Preis in Stettin viertellährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., e 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr., 
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für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1867. 


Tweſten und bittet den Herrn Bundes⸗Kommiſſar um nähere Auskunft 
über die von Waldeck im Jahre 1868 zu zahlende Rate. — Bundeskom⸗ 
miſſar v. Podbielski: Am 1. Januar 1868 ſolle die Vereinigung der 
Verwaltung Waldecks mit Preußen ins Leben treten und es fielen von da 
an die weiteren Zahlungen der Krone Preußen anheim. — Abg. Lasker 
erklärt, gegen den Antrag ſtimmen zu müſſen, da kein Vertrag vorliege. — 
Darauf wird auch dieſe Konvention genehmigt. — Es folgt der dritte Ge⸗ 
genſtand der or »Drbnung: Vorberathurg im Plenum über den Ent⸗ 
wurf eines Geſetzes, 1 den außerordentlichen Geldbedarf für die 
Marine. — Hierzu liegen Anträge vor von dem Abg. Tweſten, dem Abg. 
Krüger und dem Abg. Meier (Bremen). — Zunächſt nimmt das Wort der 
Contre⸗Admiral Jachmann. Die Motive der Regierung ſeien in der vor⸗ 
liegenden Denlſchrift erläutert. Die Regierung werde ſich die Aufgabe 
ſtellen, innerhalb der nächſten 10 Jahre die Bemannung der Marine zu 
vermehren und den Bau von Schiffen zu fördern, um das Land und die 
Küften vertheidigen zu können. Ein hierauf bezüglicher Etat werde dem 
Hauſe in jedem Jahre vorgelegt werden. — Vice⸗Präſident Herzog v. Ujeſt 
übernimmt den Vorſitz. — Die Diskuſſion wird eröffnet. Auf der Redner⸗ 
liſte ſtehen: für die Vorlage die Abgg. Tweſten, von Binde (Olbenderf), 
gegen dieſelbe die Abgg. v. Kirchmann, Waldeck ꝛce. — Es erhält zunäch 
das Wort der Abg. d. Kirchmann: Er ſei mit dem Plane ſelbſt voll⸗ 
kommen einverftanden: die Anleihe aber könne er nicht gutheißen; es müß⸗ 
ten die Koften vielmehr durch Matrikularbeiträge aufgebracht werden. Die 
Einzelſtaaten des norddeutſchen Bundes ſeien wohl im Stande, die außer 
ordentlich beanſpruchten Mittel für die Marine und die Küſtenvertheidigung 
durch Matrikular⸗Beiträge aufzubringen. Es erſcheine das um fo wahr⸗ 
ſcheinlicher, da ſie ſchon durch den Etat des nächſten Jahres verpflichtet 
feten, über 19 Millionen Thaler Matrikular-Beiträge zu zahlen und die 
Finanzlage Preußens ſei eine gute. Den jungen Bundesſtaat dürfe man 
nicht gleich durch eine Anleihe belaften, da Garantieu nicht vorhanden, die 
Nothwendigkeit nicht geboten erſcheine und eine Verantwortlichkeit der Re⸗ 
gierung fehle. So gerne ſeine Freunde und er die Mittel zur Erweite⸗ 
rung der Marine bewilligten, ſo müßten ſie doch gegen eine ſolche Anleihe 
ſtimmen. a 
Der Abg. Tweſten hält die Aufbringung der verlangten außeror⸗ 
dentlichen Geldmittel durch eine Anleihe für geboten und umſomehr nach 
der Genehmigung der Militär⸗Konventionen, Durch dieſe habe man zuge⸗ 
ſtanden, daß den Kleinſtaaten ſchon die Aufbringung der etatsmäßig feſtge⸗ 
ſetzten Beiträge unmöglich. Die ſpezielle Finanzlage Preußens komme hier, 
bei Bewilligung von Bundesmitteln, nicht in Betracht. Man beabſichtige 
bei der jetzigen Anleihe das preußiſche Amortiſationsverfahren anzuwenden, 
wie es früher auch in den meiſten anderen Staaten üblich geweſen; es ſei 
jedoch überall wegen ſeiner Koſtſpieligkeit abgeſchafft und es wäre wohl an 
der Zeit, zu 855 ob es nicht 1 ſei, ein anderes Syſtem ins 
Auge zu faſſen. Ju dieſem Augenblick ſei jedoch dieſer Gegenſtand bei dem 
Bergen Betrage der Anleihe von untergeordnetem Intereſſe. Er habe zu 
9. 9 den Antrag geſtellt, daß die alljährlich aus der Anleihe zu verwen⸗ 
denden Summen durch ein Geſetz feſtgeſtellt würden, damit bezwecke er, 
daß die Summe, welche für die Marine verwandt werde, dem nächſten 
Reichstage zur Genehmigung vorgelegt werde. Wenn es die Regierung jetzt 
noch ſagen wollte, was ſie für das nächſte Jahr zu verwenden ale ſo 
würde er ſich für die Bewilligung ausſprechen. — Er bitte ſonach um die 
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Anleihe ſei nicht nothwendig, es ſei im Marine-Etat im Extraordinarium 
ſchon eine Summe für die Marine bewilligt. Sobald dieſe Anleihe bewil- 
ligt werde, ſei das Etatsmäßige aufgegeben. Für die Flotte ließen ſich 
keine Pläne in Bezug auf die Zukunft machen. Mit den großen Seemäch⸗ 
ten könne man doch nicht wetteifern. Es wäre genügend, die Marine aus- 
zubilden und die Häfen zu ſchützen. Zu dieſem Bedürfniß reiche der jähr⸗ 
liche Etat aus. Durch die Anleihe werde man dahin kommen, indirekte 
Steuern zu erheben, das müſſe vermieden werden; der norddeutſche Bund 
möge ſich vor der erſten Anleihe hüten: im Falle eines Krieges habe er 
natürlich gegen eine Anleihe nichts einzuwenden. Da nun die Anleihe nicht 
nothwendig, wohl aber gefährlich ſei, bitte er um Ablehnung der Anleihe. 
— Der Präſident theilt mit, daß der Abg. v. Unruh⸗Magdeburg folgenden 
Antrag geſtellt habe: „Statt des Tweſten ſchen Antrages §. J fo zu Hoffen: 
„Die auf Grund dieſes Geſetzes jährlich zu verwendenden Beträge find in 
den Bundeshaushalts⸗Etat des betreffenden Jahres aufzunehmen. Für das 
Jahr 1868 werden der Marine⸗Verwaltung 3,100,000 Thlr., der Militär⸗ 
Verwaltung zur Küſtenbefeſtigung 500, Thlr. zur Verfügung geſtellt.“ 
— Der Abg. Tweſten zieht hierauf ſeinen Antrag zu Gunſten des eben 
geſtellten zurück. — Abg. Meyer- Bremen: Er müſſe ſich für Genehmi- 
gung der Anleihe erklären und wolle nicht vorher auf die Ausführungen 
des Vorredners eingehen. Durch die in 30 —40 Jahren mögliche Tilgung 
werde die Laſt gleichmäßig vertheilt, und könnten die Nachkommen, da 
ihnen ein ſo großer Nutzen geſchaffen würde, nicht klagen, wenn ſie auch 
einen Theil der Laſten zu tragen bekämen. Mit Bedauern habe er geſehen, 
daß man die Errichtung der Marine auf zehn Jahre hinausſchiebe, und für 
dieſe Zeit nur ein Budget von 8 Millionen in Ausſicht nehme. Nach 
ſeiner Meinung ſei die Herſtellung in fünf Jahren möglich. Da die Re⸗ 
gierung aber die Sache beſſer beürtheilen könne, als ein Privatmann, jo 
habe er von der Stellung eines Spezial⸗Antrages Abſtand genommen und 
bitte er, die Anleihe zu bewilligen und den Antrag des Abg. v. Unruh, 
wie auch den ſeinigen anzunehmen. 

Hierauf wird die General-Debatte geſchloſſen. Bei der Spezial ⸗ 
Debatte über §. I nimmt das Wort der A aer Den prinzipiellen 
Bedenken des Abg. Waldeck gegenüber habe er zu bemerken, daß nach der 
Verfaſſung die gemeinſchaftlichen Ausgaben für 1 Jahr, in Ausnahmefälle 
jedoch für längere Zeit bewilligt würden und ſei im erſten Reichstage die 
Bewilligung für die Marine ausdrücklich für mehrere Jahre in Ausſicht 
genommen: er müſſe daher den Abg. Waldeck bitten, mit feiner Mahnung, 
das Haus handle gegen die Verfaffung, ſparſamer zu ſein, dieſelbe verliere 
ſonſt jeden Effekt. Mit der Art und Weiſe freilich, wie das Geſetz vorge⸗ 
legt worden, könne auch er ſich nicht einverſtanden erklären, denn es fehle 
jegliche Angabe, für welche Objekte die 10 Mill. gefordert werden. Wie 
das Geſetz vorliege, habe es nur den Zweck, eine neue Einnahme- Quelle 
zu eröffnen. Er würde daher nur für den 8. 1 ſtimmen, wenn die Re⸗ 
gierung erkläre, daß fie mit der Annahme des Amendements v. Unruh ein» 
verſtanden ſei. — Der 8. 1 wird bei der nun folgenden Abſtimmung an⸗ 
Haden 8 ebenſo die 88. 28. Zu 8 9 erklärt der Coutre-Admiral 

undes-Kommiſſar Jachmann, daß die Regierung dem vom Abg. v. Unruh 
zu dieſem Paragraphen geſtellten Amendement zuſtimme. — Hierauf wird 
der Antrag des Abg. v. m dene der §. 9 angenommen; das Anıen- 
dement des Abg. Krüger aber abgelehnt. — Zu der Reſolution des Abg. 
Meyer (Bremen) nimmt das Wort der Abg. Graf Schwerin. Derſelde 
bittet, die Refofution abzulehnen, da man überzeugt fein könne, daß die 
Regierung, ſoweit es nur irgend möglich, die Gicht der Flotte betrei⸗ 
ben werde. — Der Antrag wird hierauf abgelehnt. — Gegen die Ueber⸗ 
ſchrift und den Eingang des Geſetzes wird kein Bedenken erhoben. — Hier⸗ 
mit iſt die Tagesordnung erledigt. — Der Präſident ſchlägt vor, die naͤchſte 
Sitzung auf morgen Vormittag 10 Uhr anzuberaumen und auf die Tages⸗ 
ordnung BE ſezen: 1) Schlußberathung über den Geſetz⸗Entwurf, betreffend 
den Bundes-Haushalts⸗Etat für das Jahr 1867, 2) dritten Bericht der 
Petitions Kommiſſion, 3) den Antrag des Abg. Graf Lehndorff und des 
Dr. Fühling, 4) Wahlprüfungen. — Zur Geſchäftsordnung nimmt das 
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Wort der Abgeordneter Graf Lehndorff und bittet den Präſidenten, ſeinen 
Antrag nicht auf die morgende Tages-Orbnung zu ſetzen, da es im 
Wunſche der Wee liege, weil ſie ihn jetzt nicht mehr für zweck⸗ 
mäßig balten, den Antrag jetzt nicht mehr zur Verhandlung zu bringen. 
Abg. Schultze (Berlin) widerſpricht dem; der Antrag ſei aus den Hän- 
den der Antragfteller heraus und müſſe daher zur Debatte geftellt werden. 
— Abg. Dr. 2 owe ebenfalls dagegen; der Antrag ſei von den Antrag⸗ 
ſtellern geſtellt, um daraus für die Wahl politiſches Kapital zu machen. — 
Abg. Graf Schwerin erklärt ſich für die Anſicht des Abg. Graf Lehndorff 
und bittet ebenfalls, den Antrag von der Tagesordnung abzuſetzen. Der 
Einwand des Abg. Löwe ſei ein Armuthszeugniß, welches ſich die Linke 
felbft ausſtelle. — Abg. Dr. Fühling will ebenfalls den Antrag zur Be⸗ 
rathung 3 haben, weil er zu demſelben ſelbſt einen Antrag einge 
bracht habe und dieſer erledigt werden müſſe, namentlich nach Aufhebung 
der Zinsbeſchränkung. Abg. Lehndorff befürwortet nochmals die Ablehnung 
des Antrages von der Tagesordnung. 

Präſident Dr. Delbrück: Der Ausſchuß des Bundesraths hat ſich 
mit derſelben Materie beſchäftigt und ich bin damit einverſtanden, wenn 
dieſer Antrag von der Tagesordnung abgeſetzt wirb. — Abg. Graf Kleiſt: 
Der Antrag iſt eingereicht worden, ehe an eine Auflöfung des Abgeord⸗ 
netenhauſes gedacht war; die dak hatte ihn ſchon vor ſeinem Erſcheinen 

onarten beſprochen. — Abg. Wagner 
(Neuſtettin) bittet, ſich t durch irgend welche außerhalb der Sache lie⸗ 
gende Gründe beirren, vielmehr die beiden Anträge zur Diskuffion gelangen 
zu laſſen. Durch Zurückziehung des Antrages werde der andern Partei 
und ihren Beſtrebüngen Vorſchub geleiſtet. — Abg. v. Seydewitz (Bit⸗ 
terfeld): Durch unſeren Antrag haben wir erreicht, was uns zunächſt am 
rzen lag; wir können deshalb jetzt die Diskuſſton des Antrages aus⸗ 
een. — Die Abgg. Schulze und Dr. Löwe befürworten noch einmal ihre 
chon geäußerten Anſichten. — Abg. v. l Es iſt beſchloſſen, den 
Antrag in der Vorberathung zu behandeln. Wir werden morgen doch nicht 
zu einem Beſchluß darüber kommen, ob der Antrag Lehndorff oder Fübling 
anzunehmen ſei, auch werden wir morgen nicht einen neuen Geſetzentwurf 
u Stande bringen. Sonach bliebe nichts übrig, als eine Reſolution zu 
aſſen; dieſe iſt aber nicht nöthig, da ſich die Regierung bereits mit der 
Sache beichäftigt, es würde alſo die jetzige Berathung nur die Fortſetzung 
unerquicklicher Debatten liefern. Darum bitte er, den Antrag von der 
Tagesordnung für morgen abzusetzen. — Der Abg. Aſſmann beantragt den 
Schluß dieſer Debatte, der angenommen wird. — Das Haus erklärt ſich 
für die vom Präſidenten vorgeſchlagene Tagesordnung mit Ausnahme der 
Berathung über den Lehnborſſſchen Gejegentwurf. Der Präfident ſetzt den 
Beginn der nächſten Sitzung nachträglich nach dem Antrage des Abg. Dr. 
Löwe auf Morgen Mittag 11 Uhr fest. 

Das Wort erhält ſobann noch der Abg. Dr. Waldeck: Sie werden 
entſchuldigen, wenn ich Sie noch einmal behellige. Es kommt mir nur 
darauf an, nicht das Prinzip, was mir feſtzuſtehen ſcheint, daß Kritik und 
Ordnungsruf etwas Verſchiedenes iſt, ſondern das Faktum feſtzuſtellen. 
Nach dem nicht korrigirten ſtenographiſchen Berichte, habe ich geſagt: 
‚id echter als die Verfaſſung urſprünglich war“ und Sie ſehen, daß ich 
nicht ſo geſprochen, wie der Herr Präſident es auffaſſen zu müſſen geglaubt 
hat. Ob ſie nun meinen, daß das ein Unterſchied iſt oder nicht, daß iſt 
mir für den Augenblick gleich, es kommt mir nur auf das Faktum an. — 
Der Präſident korſtatirt die Uebereinſtimmung ſeiner früheren Auffaſſun 
mit der, welche er noch jetzt habe. — Abg. Dr. Waldeck: J muß no 
einmal das Wort ergreifen. (Unruhe.) Sie haben ja die Majorität, aber 
ich muß, da die Geſchäftsordnung die Minorität ſchützt, noch einmal hier 
dagegen proteſtiren, daß der Herr Präſident eine Kritik eintreten läßt, wo 
ihm nur der Ordnungsruf zuſteht. Nicht anders, meine Herren, er hätte 
den Ordnungsruf ergehen laſſen müſſen und nicht eine Kritik ausüben. — 
Der Präſident: Die Kritik, die ich mir erlaubte hier auszuüben, iſt in 
allen parlamentariichen Verſammlungen, jo weit meine Kenntniſſe ausreichen, 
eine dem Präſidenten eingeräumte. Der Abg. Waldeck könnte ſich für die 
noch übrigen drei Tage der Seſſion mit dieſer Art meiner Amtsführung 
ar geben, indem es ihm ja freifteht bei ſpäteren Berathungen, über 

e Geſchäfts ordnung Anträge im Sinne feiner Auffaſſung zu ſtellen. 
Schluß der Sitzung 3 Uhr. a . 

Hannover, 21. Dftober. Der Vertrag zwiſchen der Krone 
Pırupın ee ee dönig Gen egen des finanziellen Aus glelchung 
it, nach dem Vernehmen des „H. C.“, am 18. d. Mts. ratiſtzirt. 
König Georg empfängt 16 Millionen Thaler, welche unter preu- 
ßiſcher Verwaltung verbleiben. Die im Juni v. J. nach England 
geſchafften Summen werden zurückerſtattet. — Mehrere der in der 
Schweiz lebenden hannoverſchen Flüchtlinge haben ſich bei der preu- 
ßiſchen Geſandtſchaft zur Rückreiſe in die Heimath gemeldet, wo ſie 
vielleicht bereits eingetroffen find. Ihrer Verſicherung zufolge dürfte 
die Mehrzahl ihrer Kameraden bald nachfolgen. Würde ihnen von 
der preußiſchen Regierung offiziell ſtrafloſe Rückkehr zugtſichert, jo 


würde, die Ofſizlere vielleicht ausgenommen, bald keiner dieſer An- 


hänger des ehemaligen Königs von Hannover mehr in der Schweiz 
zu finden ſein. 

Arolſen, 19. Oktober. In der heutigen öffentlichen Land⸗ 
tags ſitzung iſt der mit Preußen abgeſchloſſene Aceeſſtonevertrag nach 
fünftägiger Berathung in etſter Abſtimmung mit 13 gegen eine 
Stimme angenommen. Die jeit ungefähr 14 Tagen eingetretene 
ruhige Stimmung ließ ein ſolches Reſultat mit einiger Sicherheit 
vorausſehen. Die Agitation gegen den Vertrag hatte eine künſt⸗ 
liche Agitation herorgerufen, die keinen Stand hielt, zumal ſich in 
den letzten Tagen Nachrichten darüber verbreitet hatten, von wem 
die Agitation beſonders herrühre. In der heutigen Sitzung kam 
dieſe Angelegenheit öffentlich zur Sprache und wurden Seitens der 
Vertreter der Regierung einige der fürſtlichen Agnaten als dieje⸗ 
nigen bezeichnet, welche in ins und aus ländiſchen Zeitungen aus 
elgenem Intereſſe gegen den Vertrag agitirt haben und noch agi⸗ 
tiren laſſen. Statt Acceſſion wünſchten dieſe Annexion, weil fie 
zu dem Annexlons vertrage zuflimmen müßten und dann ihre Zu- 
fimmung durch Preußen gegen ein gutes Stück Geld erkaufen laſſen 
wollten. 

Frankfurt a. M., 22. Oktober. Der König von Preu- 
ßen, deſſen Ankunft hierſelbſt Abends 9 Uhr erwartet wird, wird 
das Souper in Weſtendhall- Hotel einnehmen und nach einſtündigem 
Aufentbalte die Reiſe nach Berlin per Extrazug fortſetzen. 

München, 22. Ottober. Die Kammer der Abgeordneten 
genehmigte in ihrer heutigen Sitzung mit 117 gegen 17 Stimmen 
den Vertrag vom 8. Juli d. J., betreffend die Fortdauer des Zoll- 
und Handels vertrages. 

Ausland. 


Bern, 22. Oktober. Gutem Vernehmen nach hat Landam⸗ 
mann Dr. Heer, Geſandter der Eldgenoſſenſchaft am Berliner Hofe, 
ſeine Entlaſſung verlangt. 

Brüſſel, 22. Oktober. Die Kammern find heute ohne Ce- 
temoniel eröffnet worden. Der Senat hat mit allen gegen zwei 
Stimmen den Fürſten von Ligue zum Präſidenten wiedergewählt. 
Die Deputirtenkammer wählt morgen ihr Präſidium. 

Paris, 20. Oktober. (Sp. 3.) Das verſöbnliche Gemüth 
in Florenz hat noch im letzten Augenblicke nachgegeben. Die 
Saribaldianer haben das päpſtliche Gebiet geräumt und zwar auf 
Benachrichtigung von Florenz aus, jo daß alſo das Miniſterium 
* Einverftändnig mit den Aufſtändiſchen thatſächlich eingeſteht. 

n Folge deſſen unterbleibt vorerſt auch die franzöſiſche Expeditlon, 
und die weltliche Macht des Papſtes hat anſchelnend wieder eine 
gefährliche Kriſis mit Glück überſtanden. Vlelleicht noch mehr als 


nunft getrennt wiſſen will.“ Die „Italle“ 
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Se. Heiligkeit hat Napoleon III. zu dieſem Erfolge ſich Glück zu 
wünſchen, denn die „zweite römiſche Expedition“ hätte im Lande 
eine furchtbare Wirkung gehabt, ſo welt auf die bedrückten und 
gedrückten, geiſtig erſchlafften Franzoſen etwas Eindruck zu machen 
im Stande if. Im Jockey-Klub ſagte geſtern Abend der alte 
Herzog v. G., als von der Einſchiffung der Truppen nach Civita- 
vecchla die Rede war: „ich bin meiner Natur nach gemäßigt und 
konſervativ, aber ich bin auch honnete homme, und was man 
jetzt gegen die Italtener unternimmt, empört mich!“ Indeſſen den 
Nutzen haben die Vorgänge in Rom doch gebabt, daß die Tullerieen 
noch beſcheldener und ruhiger als bisher der Entwickelung der Dinge 
in Deutſchland zuſehen werden. 

Paris, 22. Oktober. In ſonſt unterrichteten Kreiſen wird 
behauptet, daß die Wendung der italteniſchen Politik, ſich den An- 
ſprüchen Frankreichs und der September-Ronvention willfähriger zu 
zeigen, als es urſprünglich fehlen, weſentlich daher rühre, daß man 
von Berlin aus keinen Zweifel darüber gelaſſen habe, daß ſich 
Preußen nicht etwa in entgegengeſetzter Richtung mit Italien enga⸗ 
giren werde. 

— Morgen findet Miniſterrath ſtatt, und zwar in den Tui⸗ 
lerien, well der Kalſer, wie die „Patrie“ hinzufügt, wegen der An- 
kunft des Kalſers von Oeſterreich nach Paris kommt. 

— „Etendard“ meldet: Geſtern Abend und im Laufe der Nacht 
haben in Florenz einige Ruheſtörungen ſtattgefunden. Obgleich die 
Agltation ziemlich lebhaft iſt, hat fie bislang doch keinen ernſten 
Charakter angenommen. Garibaldi iſt von Caprera verſchwunden. 
Man weiß nur, daß er in Livorno gelandet if. Die Garibal- 
dianer kampiren in zwei Korps an der roͤmiſchen Grenze, das eine 
im Süden, das andere im Norden. 

Paris, 22. Oktober. (Telegr. Korr. d. Poſt.) Die Meri- 
kale Partei ift ſehr mißgeſtimmt über dle Aus ſchiffung der Truppen 
in Toulon; fie hätte lieber geſehen, daß Frankreich nach Rom ge- 
gangen und dort geblieben wäre. — Die letzten Verhandlungen 
ſollen zwiſchen Louls Napoleon und Victor Emanuel perſönlich 
geführt worden fein. — Cialdint iſt die Bildung eines neuen Ka⸗ 
binets noch nicht gelungen; er ſteht mit Männern der gemäßigten 
Partel in Unterhandlung. — Nach einem umlaufenden Gerücht 
liegt es in der Abſicht, durch einen europälſchen Kongreß die 
Neutraliſation des päpſtlichen Territoriums feſtzuſtellen. 

Italien. Ruhe iſt die erſte Bürgerpflicht! Dies iſt etwa 
der Inhalt einer Ermahnung, welche heute die „Italie“ an der 
Spitze ihres Blattes bringt, während fie unter den letzten Nach- 
richten meldet, die Regierung laſſe tapfer verhaften: fo ſeien 70 
junge Leute, die zu Schiffe nach dem Kirchenſtaat wollten, 7 Mi- 
glien von Livorno aufgegriffen worden; überhaupt ſeien ſchon über 
2000 Leute, die nach dem Kirchenſtaate wollten, in Gewahrſam 
gebracht worden. Doch ſet es grundfalſch, wenn dle Feinde Ita⸗ 
liens dem Aufſtande einen antireligiöfen Stempel aufdrücken woll⸗ 
ten, dies jet jo wenig der Fall, daß es in der Proklamation des 
Ober-Befehlshabers der römischen Legion ausdrücklich heiße: „Wir 
erklären keineswegs Krieg den Altären, ſondern wir wollen nur die 
unreine Bereinigung der beiden Gewalten brechen, welche dle Ver⸗ 
ügt binzu: „Das iſt 
das Programm der Inſurrektlon: f ö 
nung der weltlichen Gewalt von der geiſtlichen in Rom! „Und 
bierin ſtimmt ſie vollkommen mit den politiſchen und religiöſen 
Ideen und Grundſätzen aller clviliſitten Völker überein,“ 

Florenz, 22. Oktober. Bel Gelegenhelt einer neuen Volks⸗ 
demonſtratlon erklärte Rattazzi, die amtliche Zeitung werde heute 
Abend über die Abſichten der Reglerung Aufklärungen bringen, Die 
Volkshaufen zogen ſodann vor das Haus Garibaldi’s unter dem 
Rufe: „Rom die Hauptſtadt Italiens!“ Es herrſcht allgemeine 
Aufregung. An den Straßenmauern iſt die Einberufung der Alters⸗ 
klaſſen von 1842 affigirt. 

— Seit geſtern Abend iſt die telegraphiſche Verbindung mit 
Rom unterbrochen. Das Gerücht, Rattazzi werde mit Claldint ge- 
meinſchaftlich ein Kabinet bilden, wird als unrichtig bezelchnet. 
Daß die Garſbaldiſchen Freiſchaaren ſich an die römiſche Grenze 
zurückgezogen und die Offenſive aufgegeben haben, beſtätigt ſich. 


Pommern. 

Stettin, 23. Oktober. Von den. geflern bei dem Bau des 
neuen Feuerwehrgebäudes verunglückten Perſonen iſt der ſchwer ver⸗ 
letzte Maurergeſelle Stemenhagen, gen. Ruth, bereits eine halbe 
Stunde nach ſeiner Unterbringung im Krankenhauſe verſtorben. 

— Das Comité der Kreiſe Rügen -Franzburg zur Her⸗ 
belführung miniſterieller Wahlen hat als Kandidaten für die bevor⸗ 
ſtehende Abgeordnetenwahl dle Herren: Senator v. Bötticher und 
Juſtizrath Wagner in Stralſund aufgeſtellt. 

— Im Wahlkreiſe Tilſit⸗Niederung empfiehlt ein Wahlaufruf 
an die Wähler von Stadt und Land die Wiederwahl der früheren 
Abgeordneten jenes Kreiſes, zu denen auch der hieſige Regierungs- 
Rath Herr v. Zander gehört. 

— Von der Bauſtelle des Centralgüter⸗Bahnhofes auf der 
Sllberwieſe find dem Fabrikanten Jentzen in der Nacht zum 22. 
d. M. fünf 9 Fuß lange und 2 Zoll ſtarke Blelröhren geſtohlen. 
— Am 20. Nachmittags wurde dem Lehrer Daberkow aus einem 
Vorzimmer feiner Bredow No. 58 belegenen Wohnung, während 
ſich die Familie im Nebenzimmer befand, ein Ueberzieber ſowie ein 
Hut im Werthe von 15 Thlr. entwendet. — Die Tiſchlerburſchen 
Minde, Roſenfeldt, Struck und Schacht entwendeten vor einigen 
Nächten aus dem Geſchäftslokale der Bäckerel Beutlerfte. Nr. 10 
bis 12 mittelſt Einfteigens verſchiedene Backwaaren. 

— Die „Poſt“ theilt ein intereſſantes Erkenntniß mit, welches 
vor einigen Tagen das Obertribunal gefällt hat. Ein vor einem 
Schwurgericht wegen Urkundenfälſchung verurtheilter Kaufmann 
batte bemerkt, daß einige der Geſchworenen während der Audienz 
ſcheinbar die Augen geſchloſſen, gleichwohl aber nach Schluß der 
Verhandlung ihr Verdikt auf Schuldig abgegeben hatten. Hierauf 
ſchlen er einen letzten Retlungsverſuch vor den drobenden Thüren 
des Zuchthauſes bauen zu wollen, denn er legte die Nichtigkeit 
gegen das verurtheilende Erkenntaſß ein und begründete dieſelbe 
dadurch, daß er zu beweiſen erklärte, daß einige Geſchworene 
während der Verhandlung geſchlafen, folglich auch aus derſelben 
feine Ueberzeugung für feine Schuld hätten gewinnen lönnen. 
Das Obertribunal iſt jedoch Hierauf nicht eingegangen und hat bie 
Nichtigkeitsbeſchwerde verworfen, indem es ausführte, daß die Auf⸗ 
meriſamkelt, welche die Geſchworenen dem Prozeßgange ſchenkten, 


den Altären, Tren- 


völlig ihre Gewiſſensſache ſei; darüber Beweis zu erheben, ſel 
nach Lage der Geſetzgebung unzuläſſig. 


Vermiſchtes. 

London. Statt des Chloroforms wird jetzt das von Dr. 
Richardſon empfohlene Methyl-Bichlorid hier mit gutem Erfolge 
bei Operationen angewendet. Es verdampft ſchneller und verjept 
den Patienten nach kürzerer Zeit als dies durch Chloroform ge⸗ 
ſchleht, in den Zuſtand vollkommener Unempfindlichkelt. 

— Gomiſche Strike.) Herr Alpdonſe Esqulros, der ſeit 
einer Reihe von Jahren in der Revue des deux Mendes ebenſo 
gehaltvolle als anmuthige Skizzen aus dem engliſchen Leben mit- 
theilt, beſpricht in feinem neueſten Beitrag die in letzter Zeit in 
England vorgekommenen zahlreichen Arbeitseinſtellungen und flicht 
bei dieſer Gelegenheit eine Anekdote ein, die wir zu Nutz und 
Frommen aller Freunde des heiteren Humors hier mittheilen wol⸗ 
len. Im Drury -Lane-Theater wurde nämlich vor mehreren Jah⸗ 
ren ein Stück aufgeführt, in welchem man die Bewegungen des 
Meeres dadurch nachzuahmen ſuchte, daß man eine Schaar von 
Gaſſenjungen unter einem Stück grüner Leinwand auf allen Vle⸗ 
ren „arbeiten“ ließ. Die „Wellen“ bekamen je einen Schilling für 
den Abend. Da indeſſen der Erfolg der Pantomime nachzulaſſen 
begann, ſo ſetzte der Direktor den Lohn von einem Schllling auf 
6 Pence herab. „Die Wellen“, erzählt Herr Esquiros, „traten 
nun zu einem Meeting zuſammen und es wurde einſtimmig be- 
ſchloſſen, daß das ganze Meer die Arbeit einzuſtellen babe“. So 
kam es denn, daß ſelbigen Abends, während die falſchen Blitze 
über die Bühne raſten, und der falſche Donner nach Leibesfräften 
durch die Couliſſen tobte, der Ocean zu männiglichem Erſtaunen 
ruhig und flach wie ein Teppich blieb. Der Souffleur, anßer ſich 
vor Entſetzen, lüftete den Vorhang und donnerte den Wellen ein 
neptuniſches „Quos ego“ zu. „Die Wellen zu ſechs Pence oder 
zu einem Schilling?“ erſcholl aus der Tiefe des Abgrundes eine 
jugendliche Stimme. „Zu einem Schilling!“ antwortete raſch ent⸗ 
ſchloſſen der Souffleur, dem kelne andere Wahl blieb. Kaum war 
dieſes zauberiſche Wort ausgeſprochen, jo fing das Meer jo ge⸗ 
wiſſenbaft zu arbeiten an, als ob es von einem wirklichen Sturm 
gepeitſcht worden wäre.“ 


Schiffs berichte. 

Swinemünde, 22. Oktober, Vormittags. Angekommene Schiffe: 
Anna Sophie, Schütt von Kopenhagen. Geſina, Mulder von Antwerpen. 
Langeland, Norsk von Neſtved. Dora, Ivens von Arnis. Doris, Thom⸗ 
fen von Cappeln. Ceres (SD), Braun von Kiel. Der Blitz (SD), 
Parow von Memel. Wohlfahrt, Böttger von Hamburg, loſcht in Swine⸗ 
münde. 10 Schiffe in Sicht. Wind: SW. Revier 14% F. 

— 22. Oktober, Nachmittags. Maria, Waltner von Kopenhagen. 
Familiens Haab, Stag von Marſtal. Eline Marie, Rasmuſſen; Enigheden, 
Clauſſen; Emilie, Hanſen; Union, Minor; Neptunus, Hanſen: Active, 
Chriſtenſen; Anna Kaline, Hermannſen; Thor, Erichſen von Marſtal. Ger- 
line, Tönnerſen von Bergen. Enigheden, Boge von Aarhuus. Quiver, 
Gillon von Anſtruther. Agneſe, Peterſen von Kjöge. Albert Baltzer, 
Morris von Portmadoc. Wind: SW. Strom ausgehend. Revier 14 ¼ F. 
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Welzen niedriger, loco per 2125 Pfd. gelber 90 — 100 bez., 83. — 


bis 8ö5pfd. gelber Oktober 99, 98 „ bez., Br. u. Gd, Oktober⸗November 
95 bez. u. Gd., 951, Br., Frühjahr 93, 92%, 93 9% bez. u. Br. 
Roggen feſter, pr. 2000 Pfd. loco 74—75½ K bez., geringer 69, 
72 & bez., Oktober 74, 731%, 74 bez., Oktober⸗November 71 ½, 72 
Ag bez. u. Gd., Frühjahr 68%, 69 . bez. u. Gd. 
Gerſte, loco per 1750 Pfd. Oderbruch 53 —54 % bez., mähriſche 


S Gd. 
Spiritus ſchließt feſt und höher, loco ohne Faß 21 ¼, 21, 211% 
%, % bez., Oktober⸗November 19½ 


Spiritus. 

Regulirungspreiſe: Weizen 98 ½, Roggen 73¼“, Rüböl 1114, 
Spiritus 20%. 

Landmarkt. 
Ex Weizen 94—100 , Roggen 70—73 , Gerſte 50—54 , Erbsen 
66—70 M per 25 Schffl., Safer 31—36 per 26 Schfſl., Stroh pr. 
Schock 6-8 NR., Hen pr. Ctr. 15 bis 25 Pr 

Breslau, 22. Oktober. Spiritus per 8000 Tralles 19%,. Weizen 
per Oktober 90 Br. Roggen pr. Oktober 66%, per Frühjahr 63½. Rüböl 
5 12 10% Br., per Frühjahr 11 Br. Raps pr. Oktober 96 Br. 
Zink feſt. 

Hamburg, 22. Oktober. Getreidemarkt. Weizen loco ohne Kauf. 
fu}, auf Termine anfangs beffer. Pr. Oktober 5400 Pfd. netto 173 
Bankothlr. Br., 172 Gd., pr. Dftober November 166%, Br. 166 Gd. 
Roggen loco flau, pr. Oktober 5000 Pfr Brutto 125 Br., 124 Gd., pr. 
Oktober⸗November 123 Br., 122 Gd. Hafer ſehr ruhig. Spiritus ohne 
Kaufluſt zu 30 angeboten. Rüböl loco 24¼8, per Oktober 24%,, per Mai 
25½. Kaffee ruhig. Zink feit. 

Amſterdam, 22 Oktober. Getreidemarkt. (Schluß bericht.) Roggen 
fefter, per Oktober 285, per März 293, per Mai 288. 


Stettin, den 23. October. 8 
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